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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf an 
den Grossen Rat. 

 
Begründung 

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt hält zukunftsfähige und ausbau-
bare Beziehungen zwischen der Schweiz und der Europäischen Union (EU) 
für elementar. Er begrüsst daher das Paket Schweiz-EU (Bilaterale III) auch 
für den Kanton als Exportmotor der Schweiz und aufgrund seiner besonde-
ren Betroffenheit mit seiner wirtschaftlich, wissenschaftlich, sozial und kultu-
rell engen Verflechtung mit der trinationalen Metropolitanregion Basel, von 
der grosse Teile in der EU liegen. Er ist überzeugt, dass der Nutzen der Bila-
teralen III sowohl die verhältnismässigen, zusätzlichen Kosten als auch bei 
weitem die Gefahren überwiegt, die bei einem Stillstand in den Beziehungen 
zwischen der Schweiz und der EU eintreten dürften. Er vertritt diese Haltung 
in Übereinstimmung mit der Verfassung des Kantons Basel-Stadt. 
 

                                                                                            
 


